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Abréviations

DBA Doppelbesteuerungsabkommen
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EU Europäische Union
BVGer Bundesverwaltungsgericht
SBVg Schweizerische Bankiervereinigung
AIA Automatischer Informationsaustausch
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
SIF Staatssekretariat für internationale Finanzfragen
UBS UBS
CS Credit Suisse

CDI Convention de double imposition
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
UE Union européenne
TAF Tribunal administratif fédéral
ASB Association suisse des banquiers
EAR Echange automatique de renseignements
AFC Administration fédérale des contributions
SFI Secrétariat d'Etat aux questions financières internationales
CS Credit Suisse
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Chronique générale

Economie

Crédit et monnaie

Banques

Die Verhandlungen mit den USA zu Beilegung des Steuerstreits entwickelten sich im
Sommer 2011 dahingehend, dass ein Vergleich immer wahrscheinlicher wurde. Kurz
bevor der Ständerat als Erstrat die Anpassung der bestehenden DBA an die zukünftig zu
erwartenden OECD-Standards (Zulassung von Gruppenanfragen) beriet, berichtete
Staatssekretär Michael Ambühl (Chefunterhändler mit den USA), dass die Vereinigten
Staaten zu einer Globallösung bereit wären. Dazu forderten die USA die Übernahme der
künftigen OECD-Standards im neuen US-Doppelbesteuerungsabkommen per
September 2009 sowie die Lieferung von anonymisierten statistischen Daten zu US-
Kundenbeziehungen von zehn Schweizer Banken (Mindestguthaben USD 50'000;
Zeitraum 2002 bis 2010). Diese Datenlieferung, die nach gängiger Lesart keinen Bruch
mit dem Bankgeheimnis darstellte, wurde im September 2011 teilweise direkt durch die
Banken, in Absprache mit dem zuständigen Staatssekretariat für internationale
Finanzfragen (SIF) getätigt. Weiter sollte der gesamte Finanzplatz eine Busse im Umfang
von ungefähr CHF zwei Mrd. bezahlen. Im Gegenzug versicherten die USA, auf Straf-
und Zivilklagen gegen Schweizer Banken verzichten zu wollen. Der Vergleich scheiterte
vorerst am Widerstand des Ständerats: Politiker der SVP, CVP und FDP monierten, dass
der Umfang der Gruppenanfragen zu wenig genau umrissen und daher die seriöse
Prüfung der Vorlage nicht möglich sei. Das Geschäft wurde vertagt. In der Wintersession
2011 verhalfen die Mitteparteien, ideell unterstützt durch die Bankiervereinigung (SBVg),
der Vorlage im Ständerat zum Durchbruch. Lediglich die SVP wehrte sich gegen die
vorzeitige Übernahme der künftigen OECD-Standards im neuen DBA mit den USA mit
Hinweis auf den Bruch des Bankgeheimnisses. Die Ergänzung der bestehenden
Doppelbesteuerungsabkommen mit den künftigen OECD-Standards wird 2012 vom
Nationalrat behandelt werden. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.12.2011
FABIO CANETG

In einer dritten Ausprägung des US-Steuerstreits stand die im Parlament behandelte
Ergänzung des neuen US-DBA von 2009 mit der Möglichkeit von Gruppenanfragen
aufgrund von Verhaltensmustern im Vordergrund. Dieses Geschäft kam in der
Frühjahrssession in den Nationalrat, nachdem der Ständerat die Ergänzung bereit 2011
angenommen hatte. Die Zustimmung zu dieser Erweiterung galt als wichtiger Baustein
im Zusammenhang mit den Verhandlungen für eine Globallösung zum Steuerstreit mit
den USA. Ebenso war abzusehen, dass Gruppenanfragen aufgrund von
Verhaltensmuster innert kurzer Frist OECD-Standard erlangen würde und dass sich die
Schweiz dieser Neuauslegung nicht widersetzen konnte. Die SVP kritisierte zwar die
weitere Aushöhlung des Bankgeheimnisses, kam mit ihrem Nichteintretensantrag
allerdings nicht durch. Kurioserweise schlug sie dem Bundesrat gar vor, in einer
Notsituation wie im Falle der UBS 2011 zu Notrecht zu greifen, womit der vorauseilende
Gehorsam gegenüber den USA und der OECD hinfällig würde. Im Kontrast dazu
appellierte die SP an den Bundesrat, Verhandlungen mit der EU über den
automatischen Informationsaustausch (AIA) aufzunehmen. Zusätzlich liess die Partei
verlauten, dass sie dem Abkommen nur zustimmen würde, wenn der Bundesrat in der
vorgesehenen Weissgeldvorlage, die für 2013 traktandiert ist, eine Selbstdeklaration der
Bankkunden vorsehen werde. Eveline Widmer-Schlumpf gab diesbezüglich ein
Versprechen ab; am Jahresende schien eine absolute Umsetzung der Selbstdeklaration
jedoch nicht sehr wahrscheinlich. Die FDP ihrerseits verlangte vom Bundesrat die
Zusicherung, dass das neue DBA erst ratifiziert würde, wenn eine Globallösung
gefunden sei. Die Landesregierung sicherte ein solches Vorgehen zu, wollte dies
allerdings nicht in den Bundesbeschluss schreiben, um seine Verhandlungsposition
nicht zu schwächen. Ein entsprechender Antrag der SVP auf schriftliche Fixierung
wurde im Ratsplenum klar abgelehnt. In der Schlussabstimmung stellte sich lediglich die
SVP gegen die Vorlage. Das Geschäft passierte in der im Nationalrat mit 134 zu 56 und
im Ständerat mit 39 zu 0 Stimmen bei vier Enthaltungen. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.03.2012
FABIO CANETG
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Neben FATCA beschäftigte 2012 der Steuerstreit mit den USA den Schweizer
Finanzplatz. Bis zum Jahresende war weder eine Globallösung für den Finanzplatz
gefunden, noch hatte eine der rund ein Dutzend in den USA in ein strafrechtlichs
Verfahren verwickelten Banken ein individuelles Abkommen mit den dortigen Behörden
abschliessen können. Das DBA von September 2009 wurde 2012 bereits angepasst, war
jedoch am Jahresende weder von der Schweiz noch von den USA ratifiziert. Der
schweizerisch-amerikanische Steuerstreit spielte sich 2012 hauptsächlich in drei
Bereichen ab. Erstens bemühte sich die Diplomatie um eine Globallösung für den
Finanzplatz Schweiz. Diese scheiterte bis zum Jahresende unter anderem an der Frage
der Bussgeldhöhe. Ebenfalls beharrten die USA für vermutete Steuerhinterziehungsfälle
weiterhin auf Datenlieferungen für Fälle, die vor September 2009 zurücklagen.
Allerdings war dies aufgrund des Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) von 1996 und
dem Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts (BVGer) von 2010 rechtlich nicht
vorgesehen. Einige Rechtsexperten erachteten es zwar als möglich, dass das Parlament
ein ergänzendes Protokoll zum DBA 1996 hätte verabschieden können, das die
rückwirkende Amtshilfe bei fortgesetzter, schwerer Steuerhinterziehung ermöglicht
hätte. Solch ein Vorgehen fand jedoch kaum politische Unterstützung. In diesem
Zusammenhang kam es am Rande der Verhandlungen zu amerikanischen
Amtshilfegesuchen betreffend Kunden der Credit Suisse (CS), die vor 2009 der
Steuerhinterziehung verdächtigt wurden. Das Bundesverwaltungsgericht hiess jedoch
eine Klage gegen die eidgenössische Steuerverwaltung (ESTV) gut, die das Recht auf
Amtshilfe auch bei Fällen von vermeintlicher Steuerhinterziehung verfügt hatte. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 08.08.2012
FABIO CANETG
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